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Bekanntgabe der Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 UVPG
(Naturgas Bierde GmbH & Co. KG, Böhme)

Die Naturgas Bierde GmbH & Co. KG hat am 04.03.2019 nach § 16 Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) in der derzeit geltenden Fassung die Änderung ihrer immissions-
schutzrechtlich genehmigten Biogasanlage beantragt. 

Der Antrag umfasst die Änderung des BHKW-Containers und die Leistungserhöhung 
eines BHKW (Aufhebung der Drosselung) zur Flexibilisierung des Anlagenbetriebs. 
Durch die Aufhebung der Drosselung erfolgt eine Erhöhung der Feuerungswärmeleistung auf 
2,314 MW. Die Durchsatzkapazität liegt unverändert bei 62 t je Tag.

Standort der Anlage ist das Grundstück in der Gemarkung Bierde, Flur 5, Flurstück 115/6.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist für das Änderungsvorhaben nach § 9 Abs. 2 
S. 1 Nr. 2, Abs. 4, § 7 Umweltverträglichkeitsgesetz (UVPG) in der derzeit geltenden Fassung 
in Verbindung mit Nr. 8.4.2.1 der Anlage 1 zum UVPG eine allgemeine Vorprüfung zur Fest-
stellung der UVP-Pflicht durchzuführen.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das beantragte Vorhaben unter Berücksichti-
gung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben kann.

Wesentlicher Grund für die Entscheidung ist, dass die durchschnittlich produzierte Leistung 
unverändert bleibt. Zudem wird das BHKW lediglich um 2,50 m verlängert und bleibt in seiner 
Breite von 3 m unverändert. Es findet demnach nur eine unerhebliche Neuversiegelung statt. 
Das Natur- und Landschaftsbild ist kaum zusätzlichen Beeinträchtigungen ausgesetzt. Ein 
Schutzgebiet gemäß der Nr. 2.3 der Anlage 3 zum UVPG ist nicht betroffen. Es sind auch 
sonst keine weiteren negativen Umweltauswirkungen zu erwarten, die die Schutzgüter im Sin-
ne des UVPG erheblich beeinträchtigen könnten.

Insgesamt ist damit in diesem Verfahren keine Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gemacht. Sie ist
nicht selbständig anfechtbar.
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